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„Mit der Behauptung, ihr Streben um Wahrheit sei zweckfrei, hatte sich die Universität der

Möglichkeit begeben, die an sie herantretenden Ansprüche der Gesellschaft auf ihre Notwen-

digkeit hin zu überprüfen. Damit lieferte sie aber die Ergebnisse dieses zweckfreien Strebens

an beliebige Zwecke aus.“

Aus der Hochschuldenkschrift „Hochschule und Demokratie“ des Sozialistischen Deutschen
Studentenbundes (SDS), 1965 (2. Auflage), S. 2.

Die „Freiheit der Wissenschaft“ ist

im Grundgesetz als Konsequenz aus

der Indienstnahme der Wissenschaft

für Krieg und Faschismus und der

aktiven Zuarbeit von großen Teilen

der Intelligenz für die Verbrechen

Nazi-Deutschlands erneut verankert.

Was aber bedeutet diese antifaschis-

tische Konsequenz? Die Schlussfol-

gerungen, die aus der Geschichte zu

ziehen sind, sind umstritten: Zum

einen setzen sich Hochschulmitglie-

der für zivile, gesellschaftlich verant-

wortliche und für den Frieden ein-

greifende Wissenschaften an demo-

kratischen Hochschulen ein, zum

anderen wird von konservativer und

neoliberaler Seite auf einer ver-

meintlichen Pflicht zur Neutralität

und der angeblichen Zweckfreiheit

wissenschaftlicher Tätigkeit beharrt.

Zum Problem der Wissenschaft vor

1933 wird hier – statt der mangeln-

den humanistischen Opposition zur
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menschenverachtenden Ideologie

und Praxis der Nazis – abstrakt die

„Politisierung“ der Wissenschaft er-

klärt. Damit wird die Verantwortung

der Wissenschaft für die Konsequen-

zen ihrer Erkenntnisse negiert.

Vor dem Hintergrund dieser aktuel-

len Kontroverse stellen sich Fragen:

Wie war es möglich, dass es an der

Universität Köln, die sich nach ihrer

Neugründung 1919 mit einem eher

progressiven und pluralistischen

Geist konstituierte, kaum Wider-

stand gegen die Machtübertragung

an die Faschisten gab, sondern viel-

mehr der Großteil der Mitglieder in

vorauseilendem Gehorsam die

Gleichschaltung mit der Ideologie

der Nazis vollzogen hat? Wie steht

diese Unterwerfung im Verhältnis

zur Behauptung der „Zweckfreiheit“

der Wissenschaften? Was ist heute

zu lernen aus dem Wirken von Wis-

senschaftlern und Intellektuellen, die

sich gegen Krieg und Faschismus ge-

stellt haben? Wie stehen die Konse-

quenzen, die von der 68er-Bewegung

eingefordert und zum Teil verwirk-

licht wurden – wie gesellschaftskriti-

sche, friedensorientierte Wissen-

schaften und die Demokratisierung

von Hochschule und Gesellschaft –

im Verhältnis zur „unternehmeri-

schen Hochschule“, d. h. der Zurich-

tung von Wissenschaft und Bildung

für die Geschäfte? Woran können

wir heute anknüpfen?

Wir wollen diesen Fragen nachgehen

und uns dafür mit entscheidenden

historischen Zäsuren in der Ge-

schichte der Universität Köln aus-

einandersetzen: Der Gründungspha-

se der „neuen Universität“ 1919, un-

mittelbar nach dem 1. Weltkrieg, der

Selbstgleichschaltung sowie der Ver-

brennung humanistischer, pazifisti-

scher und jüdischer Werke durch fa-

schistische Studierendenverbände

kurz nach der Machtübertragung

1933, den Konsequenzen aus der Be-

freiung vom Faschismus 1945 und

den Errungenschaften der 68er-Be-

wegung. Zudem wollen wir uns mit

dem von Unternehmerverbänden

vorangetriebenen Versuch der Öko-

nomisierung der Wissenschaft in den

2000ern befassen – und der aktuell

verstärkten Herausbildung von Al-

ternativen zu diesem neoliberalen

Projekt.

Umbenennung der Uni Köln in Rosa­Luxemburg­
Universität, Mai 1968 (Foto: Jens Hagen)
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